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1. Erfordernis der Planung 

Die Stadt Mayen beabsichtigt die Aufstellung eines Bebauungsplans im Bereich „Kirchershof“ 
in Mayen/ Mayen-Hausen. Parallel hierzu erfolgt die Änderung des Flächennutzungsplans, da 
das Entwicklungsgebot des § 8 (3) BauGB nicht berücksichtigt wird. 

Anlass für die planerische Aktivität ist der Absicht des im Bereich „Kirchershof“ ansässigen 
landwirtlichen Betriebs nach Errichtung einer Pyrolyse-Anlage zur Herstellung und den Ver-
trieb von Biokohle, die aus Landschaftspflegegehölz und Waldrestholz erzeugt werden soll. 
Neben der Biokohle findet im Pyrolose-Vorgang und nachgeschalteten Holzvergaser auch 
eine Gaserzeugung statt, welches in einem Gasmotor in nutzbaren Strom und Wärme umge-
wandelt wird. Die Anlage soll in Ergänzung zum bestehenden landwirtschaftlichen Betrieb er-
richtet und in Betrieb genommen werden.  

Derzeit ist der Standort aus planungsrechtlicher Sicht dem Außenbereich nach § 35 BauGB 
zuzuordnen. Die Pyrolyseanlage erfüllt jedoch nicht die Privilegierungstatbestände als „Zube-
höranlage“ eines landwirtschaftlichen Betriebs, da insbesondere nicht nur aus dem eigenen 
Betrieb stammende Produkte verarbeitet werden sollen. So ist die Nutzung von Landschafts-
pflegeholz und Waldrestholz angedacht, was beispielsweise im Rahmen der Landschafts-
pflege als Restholz anfällt. 

Außerdem ist es die Planungsabsicht des künftigen Betreibers, die Pyrolyseanlage auch als 
selbständiger, von der Landwirtschaft losgelöstem Wirtschaftszweig betreiben zu können (= 
selbständiger gewerblicher Betrieb).  

Im Sinne des Gebots der Erforderlichkeit nach § 1 (3) BauGB haben sich verschiedene Be-
lange herauskristallisiert, die das städtebauliche Erfordernis der vorliegenden Bauleitplanung 
begründen. Dies betrifft zum einen die Leistung eines Beitrags zum Klimaschutz sowie zur 
nachhaltigen Existenzsicherung der Landwirtschaft im ländlichen Raum 

Mit der Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erhaltung und Entwick-
lung des landwirtschaftlichen Betriebs sowie der Pyrolyseanlage können für den ortsansässi-
gen Landwirt günstige Rahmenbedingungen im Hinblick auf eine langfristige Existenzsiche-
rung und eine Einkommensalternative im ländlichen Raum geschaffen werden. Neben den 
„traditionellen“ Einkünften aus der Landwirtschaft kann für den ansässigen Landwirt auf diese 
Weise die Voraussetzung für eine alternative Einnahmequelle geschaffen werden.  

Die Planungsziele sind wie folgt zusammenzufassen: 

1. Förderung und Stärkung des ländlichen Raumes, 

- durch Verlagerung der Wertschöpfung in den ländlichen Raum, 

- durch Energieerzeugung aus landwirtschaftlichen und organischen Produkten, 

- durch Herstellung eines hochwertigen und umweltschonenden Produktes, 

2. Schonung der natürlichen Ressourcen, 

3. Stärkung und Förderung der Erneuerbaren Energien, 

4. Verwertung von in der Landschaftspflege anfallender organischen Stoffen, 

5. Verringerung der Abhängigkeit von Gas- und Ölimporten sowie Reduzierung von CO2-
Emissionen durch Substitution von Kohle, Heizöl und Erdgas und dadurch Reduzie-
rung des CO2-Ausstoses (Klimawandel), 

6. Nutzung der anfallenden Wärme und Strom im landwirtschaftlichen Betrieb sowie den 
in der Umgebung ansässigen Einrichtungen und 

7. nachhaltige Sicherung des landwirtschaftlichen Betriebs samt seiner vorhandenen Ge-
bäude und die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine sinnvolle 
Folgenutzung. 
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Bei der Planung sind aber auch konkurrierende Belange wie etwa die Anforderungen an die 
menschliche Gesundheit i.S. des § 1 (6) Nr. 1 BauGB, die in § 1 (6) Nr. 7 BauGB genannten 
umweltrelevanten Schutzgüter sowie der Belang von Natur und Landschaft zu berücksichtigen 
und in einen verträglichen Rahmen mit der angestrebten Nutzung zu bringen.  

 

2. Verfahrensrechtliche Aspekte 

Der Rat der Stadt Mayen hat in seiner Sitzung am 26.09.2018 den Beschluss zur Aufstellung 
des Bebauungsplans gefasst. Wie bereits erwähnt, erfolgt im Parallelverfahren nach § 8 (3) 
BauGB die Änderung des Flächennutzungsplans.  

In der Sitzung am 10.04.2019 wurde die Einleitung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
nach § 3 (1) BauGB sowie die frühzeitige Behördenbeteiligung nach § 4 (1) BauGB beschlos-
sen. 

Mit Bekanntmachung vom11.06.2019 wurde die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
mäß § 3 (1) BauGB verkündet. Diese fand in der Zeit vom 18.06.2019 bis einschließlich 
05.07.2019 statt. Seitens der Öffentlichkeit wurden eine Stellungnahmen zum Bebauungsplan 
vorgetragen. 

Mit Schreiben vom 07.06.2019 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange am Verfahren beteiligt. Diese Beteiligungsfrist endete am 19.07.2019. 

Nachfolgend aufgelistete Behörden haben eine Stellungnahme mit abwägungsrelevantem In-
halt abgegeben: 

1. Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfall-
wirtschaft, Bodenschutz, 

2. Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Gewerbeaufsicht, 

3. Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Obere Naturschutzbehörde, 

4. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Landesplanung, 

5. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Brandschutzdienststelle, 

6. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Gesundheitsamt, 

7. Landesamt für Geologie und Bergbau, Rheinland-Pfalz, 

8. Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, 

9. Stadtwerke Mayen GmbH, 

10. Deutsche Telekom Technik GmbH und 

11. PLEDOC GmbH. 

 

Eine Stellungnahme ohne abwägungsrelevanten Inhalt haben abgegeben: 

1. Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum Osteifel-Westerwald, 

2. Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie, 

3. Rhein-Main-Rohrleitungsgesellschaft mbH,  

4. Forstamt Koblenz, 

5. Energienetze Mittelrhein GmbH, 

6. Vodafone Kabel Deutschland GmbH und 

7. Stadtverwaltung Mayen AWB. 
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3 Auswertung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öf-
fentlichkeit  nach § 3 (1) BauGB  

3.1 Petent 1, Schreiben vom 03.07.2019 
 

 Stellungnahme 
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 Auswertung 

Als Ergebnis der Auswertung der in den frühzeitigen Beteiligungsverfahren eingegan-
genen Stellungnahmen zeigt sich, dass aufgrund der vorgebrachten fachbehördlicher 
Belange eine Reduzierung des bisherigen Geltungsbereiches sinnvoll ist. Insbeson-
dere die Ziele der Raumordnung stehen der vorliegenden Bauleitplanung derzeit ent-
gegen. 

So liegt das Plangebiet tlw. in einem Regionalen Grünzug und vollständig in einem 
Vorranggebiet für den Rohstoffabbau. Diese Vorranggebiete sind der gemeindlichen 
Abwägung nicht zugänglich und hätten bei der Fortführung des Bauleitplanverfahrens 
in seinen ursprünglichen Grenzen die Durchführung eines Zielabweichungsverfah-
rens zur Folge gehabt. 

Auch die Berücksichtigung weiterer fachbehördlicher Belange wie etwa die Vorgaben 
der Wasserwirtschaft zum Gewässer II. Ordnung oder die angrenzenden natur-
schutzrechtlichen Schutzgebiete begründen eine Reduzierung des Geltungsbereichs 
im Hinblick auf die Gewährleistung einer nachhaltigen städtebaulich geordneten Ent-
wicklung und einer umweltverträglichen Planung.  

Mit der Reduzierung und der sich hieraus ergebenden Herausnahme u.a. der im süd-
östlichen Teil des bisherigen Geltungsbereichs gelegenen Flächen wird den Anre-
gungen des Petenten Rechnung getragen. Ein Heranrücken der gewerblichen Nut-
zung an seine Hofstelle ist somit aus planungsrechtlicher Sicht nicht möglich und die 
aus Sicht des Petenten angeführten Beeinträchtigungen in Form von Lärm und Ge-
ruch aus der gewerblichen Nutzung sind nicht zu erwarten.  

Der Geltungsbereich Neu“ erfasst die Hofstelle mit ihren vorhandenen Wirtschafts- 
und Wohngebäuden sowie eine derzeit noch unbebaute Fläche nordöstlich dieser 
Gebäude. Diese unbebaute Fläche dient bereits heute als Hofanschlussfläche und 
unterliegt einer intensiven Nutzung. Durch das ständige Befahren mit landwirtschaft-
lichen Fahrzeugen sowie dem Abstellen von landwirtschaftlichen Geräten weist die 
Fläche schon anthropogene Vorbelastungen auf. 

Insgesamt trägt die Reduzierung des Geltungsbereichs den Anregungen des Peten-
ten Rechnung und dessen Anregungen werden berücksichtigt. 

Nachfolgend ist der Geltungsbereich „neu“ dargestellt. 
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 Handlungsempfehlungen für das weitere Verfahren 

Unter Berücksichtigung der Ausführungen in der auswertenden Stellungnahme wird der 
Geltungsbereich des Bebauungsplans entsprechend der beigefügten Abbildung redu-
ziert. 

 

 Abstimmungsergebnis 
 
Etwaige Anträge: 
 
 
 
Beschlussfassung: 
 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig/  Zustimmungen 
   Ablehnungen 
   Stimmenthaltungen 

 



Stadt Mayen           8 
Bebauungsplan im Bereich „Kirchershof“ Mayen / Mayen-Hausen 
Auswertung 
  

 

4 Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behör-
den nach § 4 (1) BauGB  

4.1 Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfall-
wirtschaft, Bodenschutz, Schreiben vom 19.07.2019 

 

 Stellungnahme 
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 Auswertung 

1. Oberflächenwasserbewirtschaftung 

De Ausführungen zur Berücksichtigung der einschlägigen Vorschriften des Landes-
wasser- und Wasserhaushaltsgesetzes bei der Beseitigung der im Bebauungsplan-
gebiet anfallenden Niederschlagswasser werden zur Kenntnis genommen. 

Für die Niederschlagswasserbeseitigung ist das Büro IBS-Ingenieure GbR, Polcher 
Straße 4-6, 56727 Mayen, mit der Ausarbeitung eines Entwässerungskonzepts be-
auftragt. 

Das Konzept sieht eine Rückhaltung der im Plangebiet anfallenden Niederschlags-
wasser mit zeitverzögerter Ableitung in die Nette vor.  

Hierzu wird in der Ebene des Bebauungsplans gemäß Vorgabe des Entwässerungs-
konzeptes im südwestlichen Teil des Geltungsbereichs des Bebauungsplans eine 
private Fläche für die Niederschlagswasserbeseitigung festgesetzt. Auf diese Weise 
wird die planungsrechtliche Sicherung der für die Niederschlagswasserbeseitigung 
notwendigen Fläche herbeigeführt. Ein darüberhinausgehender Regelungsbedarf 
obliegt nicht im Zuständigkeits- und Aufgabenbereich der Bauleitplanung. Vielmehr 
erfolgt die abschließende „Ausgestaltung“ der Fläche gemäß den Vorgaben  des 
Wasserrechts. 

Im Übrigen entspricht die geplante Regenentwässerung der derzeitigen Vorgehens-
weise, wonach das im Bestand anfallende Niederschlagswasser bereits in die Nette 
abgeleitet wird. 

 

2. Schmutzwasserbeseitigung 

Im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung war der Eigenbetrieb Abwasserbe-
seitigung (AWB) eingebunden. Seitens der Fachstelle wurde mit Schreiben vom 
18.06.2019 mitgeteilt, dass keine grundsätzlichen Anregungen zum vorliegenden Be-
bauungsplan bestehen. 

In einer ergänzenden Stellungnahme vom 13.08.2020 wurde mitgeteilt, dass die Ab-
leitung des häuslichen Abwassers in den Mischwasserkanal zur Kläranlage Welling 
erfolgt, so dass eine ordnungsgemäße Beseitigung des im Plangebiet anfallenden 
Schmutzwassers gesichert ist.  

In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, dass das häusliche Schmutzwasser der 
Hofanlage bereits heute schon in Richtung Kläranlage Welling abgeleitet wird.  

Die abschließende Klärung der Leistungs- und Aufnahmefähigkeit der Kläranlage hat 
im Bedarfsfall durch den Eigenbetrieb Abwasserbeseitigung der Stadt Mayen zu er-
folgen. Dies obliegt jedoch nicht im Zuständigkeits- und Aufgabenbereich der Bau-
leitplanung. 

Für die Ebene des Bebauungsplans besteht kein weiterer planerischer bzw. abwä-
gungsrelevanter Handlungsbedarf. 

 

3. Allgemeine Waserwirtschaft 

Bauen im 40 m Bereich 

Durch die Reduzierung des Geltungsbereichs mit der Herausnahme der westlich und 
östlich der Hofstelle gelegenen Flächen „konzentriert“ sich die mögliche Beeinträch-
tigung nur noch auf den bereits baulich genutzten und somit anthropogen vorbelas-
teten Bereich.  
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Für die im Geltungsbereich des Bauleitplans verbleibenden Flächen ist festzuhalten, 
dass die Bestandsbebauung im Bereich der landwirtschaftlichen Hofstelle bereits 
heute näher als 40 m an die Nette herangerückt und der grundsätzlich freizuhaltende 
Flächenteil einer intensiven Nutzung als Hofanschlussfläche unterliegt. 

So beträgt der Abstand zwischen der Uferrandlinie der Nette und der nächstgelege-
nen Bebauung in Form eines landwirtschaftlichen Wirtschaftsgebäudes in etwa 20 m.  

Der Abstand von 20 m entspricht im Übrigen der Forderung, den die Fachbehörde im 
Punkt „Uferrandstreifen/ Gewässerentwicklungskorridor“ (Seite 5 der Stellungnahme) 
als notwendigen, von jeglicher Bebauung und Nutzung freizuhaltende Pufferzone for-
dert.  

Neben der intensiv genutzten Betriebsfläche verläuft in diesem Bereich auch ein öf-
fentlicher Abwasserkanal der Stadt Mayen mit eingetragenem Leitungsrecht. 

Der derzeitigen Nutzung entsprechend wird die Pufferfläche im weiteren Verfahren 
als Fläche für die Landwirtschaft i.S. des § 9 (1) Nr. 18 BauGB statt wie bisher als 
Sondergebiet festgesetzt.  

Wegen des unmittelbaren räumlichen und funktionalen Zusammenhangs der Puffer-
fläche zur landwirtschaftlichen Hofstelle sind die wasserwirtschaftlichen Zielsetzun-
gen allenfalls nur eingeschränkt umsetzbar. Dies betrifft auch die in der Stellung-
nahme aufgezeigten Renaturierungsmöglichkeiten im Uferrandbereich. 

Die im künftigen Geltungsbereich gelegene Pufferfläche ist für den landwirtschaftli-
chen Betrieb im Hinblick auf eine ordnungsgemäße und problemlose Bewirtschaftung 
unverzichtbar. 

Mit der Reduzierung des Geltungsbereichs wird den wasserwirtschaftlicher Anregun-
gen auf den überwiegenden Flächen entlang der Nette Rechnung getragen. 

Die fachbehördlichen Anregungen werden zur Kenntnis genommen und sind im wei-
teren Verfahren in die Begründung zum Bebauungsplan aufzunehmen. 

 

Überschwemmungsgebiet 

In der Planzeichnung ist auf der Grundlage des § 9 (6a) BauGB die nachrichtliche 
Übernahme des Überschwemmungsgebiets der Nette erfolgt. Des Weiteren sind so-
wohl in den Textfestsetzungen als auch in der Begründung entsprechende Ausfüh-
rungen zur (angrenzenden) Lage des Plangebiets an das Überschwemmungsgebiet 
enthalten. 

In diesen Ausführungen wird darauf hingewiesen, dass die einschlägigen Vorschrif-
ten des Wasserhaushaltsgesetzes und des Landeswassergesetzes sowie die 
Rechtsverordnung zur Feststellung des Überschwemmungsgebietes an der Nette 
vom 12.11.2014 zu berücksichtigen sind. Diese gelten uneingeschränkt. 

Die Errichtung baulicher Anlagen und Einrichtungen bedarf einer wasserrechtlichen 
Ausnahmegenehmigung nach § 78 (1) WHG). Dies gilt auch für genehmigungsfreie 
Vorhaben. 

Zulassungsstelle ist die Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle 
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz als zuständige Obere Wasserbe-
hörde. 

Für die Ebene des Bebauungsplans besteht kein weiterer planerischer bzw. abwä-
gungsrelevanter Handlungsbedarf. 
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Sturzflutgefährdung von Siedlungsbereichen bei Starkregen 

In den Bebauungsplanunterlagen erfolgt i.S. einer Starkregenvorsorge eine Kenn-
zeichnung als Risikogebiet nach § 9 (6a) BauGB. 

Auf diese Weise kann für die Planvollzugsebene ein frühzeitiger Hinweis zur Umset-
zung einer hochwasserangepassten Bebauung und Nutzung des künftigen Betriebs-
grundstücks gegeben werden. 

Damit wird zum Ausdruck gebracht, dass es sich beim vorliegenden Gebiet um ein 
Hochwasserentstehungsgebiet bzw. Risikogebiet handelt, in dem bei Starknieder-
schlägen in kurzer Zeit starke oberirdische Abflüsse i.S. des § 78(d) WHG entstehen 
können. 

Zum Schutz von Leben und Gesundheit sind in der Planvollzugsebene auf der Grund-
lage der konkreten Objektplanung vorbeugende Maßnahmen wie zum Beispiel eine 
hochwasserangepasste Bauweise und/ oder Notwasserwege zum schadlosen Ab-
fluss des Wassers u.a. zu berücksichtigen. 

Weitergehende Informationen können unter dem Link „sgdnord.rlp.de/wasser-abfall-
boden /wasserwirtschaft/hochwasserschutz/starkregenvorsorge“ entnommen wer-
den.  

Die Kennzeichnung erfolgt zum einen in zeichnerischer Form in der Planurkunde so-
wie durch die Aufnahme eines entsprechenden Wortlautes in den Textfestsetzungen 
unter C „Nachrichtliche Übernahme nach § 9 (6a) BauGB“. 

 

4. Grundwasserschutz 

Die Mitteilung, wonach keine Schutzgebiete betroffen sind, wird zur Kenntnis genom-
men. 

Für die Ebene des Bebauungsplans besteht kein weiterer planerischer bzw. abwä-
gungsrelevanter Handlungsbedarf. 

 

5. Abfallwirtschaft/ Bodenschutz 

Die Mitteilung, wonach das Bodenschutzkataster des Landes Rheinland-Pfalz keinen 
Eintrag ausweist, wird zur Kenntnis genommen. 

Für die Ebene des Bebauungsplans besteht kein weiterer planerischer bzw. abwä-
gungsrelevanter Handlungsbedarf. 

 

 Handlungsempfehlungen für das weitere Verfahren  

Die Anregungen zur Oberflächen- und Schmutzwasserbeseitigung werden zur Kennt-
nis genommen. 

Im Bebauungsplan ist auf der Grundlage des § 9 (1) Nr. 14 BauGB die planungs-
rechtliche Sicherung einer Fläche für die Niederschlagswasserbeseitigung vorzuneh-
men.  

Die Anregungen zur Allgemeinen Wasserwirtschaft werden in Form der Reduzierung 
des Geltungsbereichs sowie der Festsetzung einer Fläche für die Landwirtschaft im 
Bereich der 20 m breiten Pufferzone zur Nette berücksichtigt. 

Die Anregung zum Überschwemmungsgebiet ist auf der Grundlage des § 9 (6a) 
BauGB bereits berücksichtigt. 
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Die Anregung zur Sturzflutgefährdung bei Starkregen wird entsprechend den Ausfüh-
rungen in der abwägenden Stellungnahme berücksichtigt. 

Die Anregungen zum Grundwasserschutz sowie zur Abfallwirtschaft werden zur 
Kenntnis genommen.  

 

 Abstimmungsergebnis 
 
Etwaige Anträge: 
 
 
 
 
Beschlussfassung: 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig/  Zustimmungen 
   Ablehnungen 
   Stimmenthaltungen 
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4.2 Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Gewerbeaufsicht, Schreiben 

vom 18.07.2019 
 

 Stellungnahme 
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Stadt Mayen           21 
Bebauungsplan im Bereich „Kirchershof“ Mayen / Mayen-Hausen 
Auswertung 
  

 

 Auswertung 

Der vorliegende Bebauungsplan schafft u.a. die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für gewerbliche Anlagen und Einrichtungen, die der energetischen Herstellung 
und Nutzung von Strom, Wärme und Biokohle aus pflanzlichen Rohstoffen wie Land-
schaftspflegeholz und Waldrestholz dienen. Die gewerbliche Nutzung und Weiterver-
arbeitung der im Prozess anfallenden Produkte sind ebenfalls zulässig. 

Lt. vorliegender Planung des Vorhabenträgers ist derzeit eine Anlage mit einer 
elektrischen Leistung von max. 600 kW und einer thermischen Leistung von maximal 
950 kW geplant. In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass eine Anlage in 
dieser Größenordnung in der Abstandsliste des Ministeriums für Umwelt vom 
26.02.1992 nicht enthalten sind. 

In Anlehnung an § 3 der 30. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über Anlagen zur biologischen Behandlung von Abfäl-
len – 30. BImSchV) bzw. der TA Luft  nach Ziffer 5.4.8.6 (Anlagen zur biologischen 
Behandlung von Abfällen) soll zwischen Anlage und der nächsten vorhandenen 
Wohnbebauung oder in einem Bebauungsplan festgesetzten Wohnbebauung ein 
Mindestabstand von 300 m (bei geschlossenen Anlagen) bzw. 500 m m (bei offenen 
Anlagen) eingehalten werden. 

Die landwirtschaftliche Hofstelle ist derzeit aus bauplanungsrechtlicher Sicht dem Au-
ßenbereich nach § 35 BauGB zuzuordnen. Ebenso unterliegen das Tierheim, eine 
weitere, östlich des Bebauungsplangebiets gelegene landwirtschaftliche Hofstelle, 
die Schiefergrube „Katzenberg“ sowie der Bernardshof als die dem Plangebiet 
nächstgelegene Einrichtungen im Außenbereich. Hieraus ergibt sich zum einen ein 
geringerer Schutzanspruch gegenüber einer emittierenden Anlage. Des Weiteren 
sind diese Einrichtungen von ihrer Nutzung und Charakter her nicht als wohngebiets-
typische Einrichtungen einzustufen und weisen einen höheren Störgrad als die in der 
Baunutzungsverordnung angeführten Wohngebiete (§§ 3 bis 4a BauNVO) auf. Somit 
ist diesen Einrichtungen eine höhere Beeinträchtigung zumutbar und der  empfoh-
lene Mindestabstand der o.a. Regelwerke greift nicht.  

Außerdem wird in den vorgenannten Regelwerken eine Unterschreitung des Min-
destabstandes zugestanden, wenn die Emissionen an Geruchsstoffen durch primär-
seitige Maßnahmen gemindert oder das geruchsbeladene Abgas in einer Abgasein-
richtung behandelt wird. 

Unter Berücksichtigung des planungsrechtlichen Status ist daher von einer Verein-
barkeit zwischen der vorliegenden Planung und den schutzbedürftigen Einrichtungen 
in der Umgebung auszugehen. 

Zur Schaffung einer eindeutigen Beurteilungsgrundlage für die Planvollzugsebene 
wird eine Ergänzung der Textfestsetzung A1(1) Zweckbestimmung“ wie folgt vorge-
nommen (Ergänzung in kursiver Schrift): 

„(1) Zweckbestimmung 

Im Plangebiet ist als Art der baulichen Nutzung ein Sondergebiet mit der Zweckbe-
stimmung „Landwirtschaft und Erneuerbare Energien“ gemäß § 11 (2) BauNVO fest-
gesetzt. 

Das Sondergebiet dient der Unterbringung einer Wirtschaftsstelle eines landwirt-
schaftlichen Betriebs einschließlich der dazugehörigen Wohnungen und Wohnge-
bäude. 
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Weiterhin sind gewerblich Anlagen und Einrichtungen zulässig, die der energetischen 
Herstellung und Nutzung von Strom, Wärme und Biokohle aus pflanzlichen Rohstof-
fen wie Landschaftspflegeholz und Waldrestholz dienen. Die gewerbliche Nutzung 
und Weiterverarbeitung der im Prozess anfallenden Produkte sind ebenfalls zulässig. 

Insgesamt darf eine installierte elektrische Leistung von 900 kW und eine thermische 
Leistung von 1.500 kW (1,5 MW) nicht überschritten werden.“  

 

 Handlungsempfehlungen für das weitere Verfahren  

Die Ausführungen in der abwägenden Stellungnahme werden zur Kenntnis genom-
men.  

Die Textfestsetzung A1(1) Zweckbestimmung“ ist entsprechend der Ausführung in 
der abwägenden Stellungnahme zu ergänzen. 

Des Weiteren ist der Sachverhalt in den Teil B „Umweltbericht“ zum Bebauungsplan 
einzuarbeiten. 

 

 Abstimmungsergebnis 
 
Etwaige Anträge: 
 
 
 
 
 
Beschlussfassung: 
 
 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig/  Zustimmungen 
   Ablehnungen 
   Stimmenthaltungen 
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4.3 Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Obere Naturschutzbehörde, Schreiben 

vom 24.06.2019 
 

 Stellungnahme 
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Stadt Mayen           25 
Bebauungsplan im Bereich „Kirchershof“ Mayen / Mayen-Hausen 
Auswertung 
  

 

 Auswertung 

Die naturschutzfachlichen Anregungen zur Berücksichtigung der an das Plangebiet an-
grenzenden Schutzgebiete wird im weiteren Bauleitplanverfahren durch die Ausarbei-
tung verschiedener Fachgutachten Rechnung getragen.  

Folgende Gutachten zum Belang Naturschutz sind zwischenzeitlich erarbeitet worden: 

1. Fachbeitrag Naturschutz mit Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung 

Neben der Erfassung und Bewertung der relevanten naturschutzfachplaneri-
schen Schutzgüter ist die Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung Bestandteil des 
Fachbeitrags Naturschutz. 

Die Bilanzierung zeigt, dass sich nach Abzug des errechneten Kompensations-
wertes in Höhe von 17.464,50 WP ein Kompensationsdefizit in Höhe von 
11.009,50 WP ergibt. Bei einer Aufwertung um 3 Wertpunkte wird eine Fläche 
mit einer Größe von 3.669,83 m² beansprucht. 

Der Vorhabenträger stellt zur vollständigen Kompensation eine Wiese in der 
Gemarkung Mayen, Flur 5, Nr. 104/18 zur Verfügung, die als extensive Streu-
obstwiese zu entwickelt ist. 

Mit der Umsetzung dieser Maßnahme kann ein vollständiger Ausgleich des zu 
erwartenden Eingriffs in Natur und Landschaft herbeigeführt werden. 

Die Fläche steht im Eigentum des Vorhabenträgers, so dass die Verfügbarkeit 
gegeben ist. 

Die Regelungen zur Umsetzung, Pflege sowie zur dauerhaften Unterhaltung 
und Sicherung werden gemäß § 1a (3) BauGB in einem städtebaulichen Vertrag 
zwischen der Stadt Mayen und dem Vorhabenträger geregelt. Dieser ist vor der 
Fassung des Satzungsbeschlusses in unterschriebener Form vorzulegen.  

2. Artenschutzrechtliche Potenzialanalyse 

Es kann festgehalten werden, dass der Planungsraum als Nahrungshabitat fun-
giert. Aufgrund der bestehenden Beeinträchtigungen durch heterogene Nutzun-
gen, stellt das Plangebiet keine Fläche dar, die im Falle der o.g. Entwicklung zu 
einer erheblichen und nachhaltigen Schädigung oder Zerstörung der Population 
faunistischer Arten führt. 

Alle Arten können während der Baumaßnahme in den unmittelbar angrenzen-
den und störungsärmeren Landschaftsraum mit vergleichbaren oder besseren 
Biotopqualitäten ausweichen, so dass keine erhebliche Beeinträchtigung poten-
ziell betroffener Arten abzuleiten ist. Die vorhabenspezifische Betroffenheit ist 
als gering einzustufen.  

Der Planungsraum weist keine faunistischen Ruhe- und Fortpflanzungsorte auf 
(Orte, an dem sich die Tiere nicht nur vorübergehend niederlassen, sondern den 
artspezifischen Ansprüchen genügenden und störungsfreie Aufenthalte ermög-
lichen), die den Schluss zulassen, dass im Falle der Bebauung, lokale Popula-
tionen zerstört oder erheblich und nachhaltig beeinträchtigt werden. Es beste-
hen weiterhin keine Anhaltspunkte für das Vorhandensein von Arten mit erhöh-
tem Schutzstatus. 

 

Das Grünland ist nicht als Pauschalschutzfläche gemäß § 15 LNatSchG und 
nicht als FFH-LRT einzustufen. 
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Aus landschaftsplanerischer Sicht führt die geplante bauliche Entwicklung zu 
keinerlei negativen Auswirkungen für faunistische Arten, daher steht der Bebau-
ung aus artenschutzrechtlichen Gründen nichts entgegen.  

3. Natura-2000-Verträglichkeitsabschätzung zum FFH-Gebiet 5610-301 „Nettetal“ 

Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, Mit Bezug auf die o.g. Schutz- und 
Erhaltungsziele ist durch die geplante Entwicklung des Plangebietes „Kircher-
shof“ Mayen ausgeschlossen, dass Lebens- und Teillebensräume von den o.a. 
Arten in Anspruch genommen werden und Arten sowie deren Habitate erheblich 
und nachhaltig beeinträchtigt werden. 

Erhebliche und nachhaltige Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele des Gebie-
tes „Nettetal“ Nr. 5610-301, können aufgrund der im Plangebiet vorhandenen 
Nutzungen und Strukturen ausgeschlossen werden.  

Die Erstellung einer FFH-Verträglichkeitsprüfung gemäß § 34 BNatSchG wird 
für nicht erforderlich gehalten. 

 

In diesem Zusammenhang ist auf die Reduzierung des Geltungsbereichs hinzuweisen.  

Der Geltungsbereich Neu“ erfasst die Hofstelle mit ihren vorhandenen Wirtschafts- und 
Wohngebäuden sowie eine derzeit noch unbebaute Fläche nordöstlich dieser Ge-
bäude. Diese unbebaute Fläche dient bereits heute als Hofanschlussfläche und unter-
liegt einer intensiven Nutzung. Durch das ständige Befahren mit landwirtschaftlichen 
Fahrzeugen sowie dem Abstellen von landwirtschaftlichen Geräten weist die Fläche 
schon anthropogene Vorbelastungen auf. 

Durch die Reduzierung des Geltungsbereichs mit der Herausnahme der westlich und 
östlich der Hofstelle gelegenen Flächen „konzentriert“ sich die mögliche Beeinträchti-
gung nur noch auf den bereits überwiegend baulich genutzten und somit anthropogen 
vorbelasteten Bereich.  

Aus Sicht des Naturschutzrechts besteht somit bereits heute ein Nebeneinander der 
zu berücksichtigenden Schutzgebiet und der landwirtschaftlichen Hofstelle. Hiermit ver-
bunden sind anthropogene Beeinträchtigungen wie etwa Lärm und Versiegelung. 

Insgesamt trägt die Reduzierung einer mit den aus Sicht von Natur und Landschaft  zu 
berücksichtigenden Belangen Rechnung und lässt eine den Schutzansprüchen der 
Schutzgebiete gerecht werdende Planung erwarten.  

 

 Handlungsempfehlungen für das weitere Verfahren  

Die Ergebnisse der Gutachten werden zur Kenntnis genommen. 

Die Sicherung der im Fachbeitrag Naturschutz aufgezeigten Kompensationsfläche er-
folgt durch Abschluss eines städtebaulichen Vertrags i.S. des § 1a (3) BauGB zwischen 
Vorhabenträger und der Stadt Mayen. 
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 Abstimmungsergebnis 
 
Etwaige Anträge: 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussfassung: 
 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig/  Zustimmungen 
   Ablehnungen 
   Stimmenthaltungen 
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4.4 Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Referat 8.61 Landesplanung, Schreiben vom 

16.08.2019 
 

 

 

 

 

 

 

 

Stellungnahme 
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Auswertung 

Mit Schreiben vom 24.07.2020 hatte die zuständige Untere Landesplanungsbe-
hörde der Kreisverwaltung Mayen-Koblenz der Stadt Mayen das Ergebnis der lan-
desplanerischen Stellungnahme nach § 20 LPlG mitgeteilt.  

Die Untere Landesplanungsbehörde hatte zudem das Benehmen mit der Planungs-
gemeinschaft Mittelrhein-Westerwald (E-Mail vom 25.06.2020, Az.: 1491131000 
68/41 MW). 

Als zusammenfassendes Ergebnis ist festzuhalten, dass durch die vorgenommene 
Reduzierung des Geltungsbereichs die vorliegende Bauleitplanung mit den Zielen 
der Raumordnung vereinbar ist. und aus Sicht der Raumordnung und Landespla-
nung mitgetragen wird. 

Die seitens der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange vorgebrachten 
Anregungen, die in der landesplanerischen Stellungnahme in Kapitel 3 angeführt 
sind, sind im weiteren Verfahren der Bauleitplanung zu berücksichtigen. Diese ent-
sprechen inhaltlich den im Rahmen der frühzeitigen Beteiligungsverfahren der vor-
liegenden Bauleitplanung vorgebrachten Stellungnahmen. Eine hinreichende Be-
rücksichtigung ist gewährleistet.  

Die Ausführungen zur landesplanerischen Stellungnahme sind in die Begründung 
zum Bebauungsplan in Kapitel A3 zu ergänzen. 

 

 

 

Handlungsempfehlungen für das weitere Verfahren 

Das positive Ergebnis der landesplanerischen Stellungnahme vom 24.07.2020, Az.: 
61 Landesplanung wird zur Kenntnis genommen.  

Die Ausführungen zur landesplanerischen Stellungnahme sind in die Begründung 
zum Bebauungsplan in Kapitel A3 zu ergänzen. 

 

 Abstimmungsergebnis 

 

Etwaige Anträge: 

 

 

 

Beschlussfassung: 

 

 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig/  Zustimmungen 

   Ablehnungen 

   Stimmenthaltungen  
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4.5 Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Brandschutzdienststelle, Schreiben vom 08.08.2019 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stellungnahme 
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Auswertung 

Löschwasserversorgung 

Die Stadtwerke Mayen als zuständiger Wasserversorger haben in ihrer Stellung-
nahme vom 14.08.2020 zur Bereitstellung einer ausreichenden  Löschwasser-
menge mitgeteilt, dass durch den Versorgungsträger 60 m³/ Stunde bereitgestellt 
werden kann. 

Im vorliegenden Bebauungsplan werden die Voraussetzungen u.a. für die Unter-
bringung einer gewerblichen Nutzung geschaffen. Es ist daher von der Forderung 
bzw. dem Nachweis einer Löschwassermenge von 96 m³ auszugehen. Vor diesem 
Hintergrund kann eine ausreichende Löschwassermenge aus dem öffentlichen 
Wasserversorgungsnetz nicht bereitgestellt werden. 

Zur Schließung der Versorgungslücke hat der private Eigentümer auf seinem Grund-
stück die entsprechende Menge an Löschwasser bereitzuhalten. 

Im vorliegenden Planungsfall ist aus planungsrechtlicher Sicht durch die Anwen-
dung des § 14 (1) BauNVO die Bereitstellung einer entsprechenden Fläche zur Her-
stellung von Anlagen und Einrichtungen der Löschwasserversorgung gesichert. 
Eine Löschwassereinrichtung kann vorliegend als Bestandteil der Hauptnutzung 
und somit als untergeordnete Nebenanlage i.S. des § 14 (1) BauNVO eingestuft 
werden. 

Gemäß dem Wortlaut des § 14 (1) BauNVO sind in einem Baugebiet untergeordnete 
Nebenanlagen und Einrichtungen zulässig, die dem Nutzungszweck der im Bauge-
biet gelegenen Grundstücke oder des Baugebiets selbst dienen und die seiner Ei-
genart nicht widersprechen. Diese „Generalklausel“ bewirkt, dass die untergeordne-
ten Nebenanlagen grundsätzlich in einem Baugebiet immer zulässig sind, sofern im 
Bebauungsplan keine ausschließenden Festsetzungen getroffen werden.  

Eine gesonderte Festsetzung von Flächen für diese untergeordneten Nebenanlagen 
ist nicht notwendig. Gemäß der o.a. „Generalklausel“ und den Regelungen zur Zu-
lässigkeit von untergeordneten Nebenanlagen ist im vorliegenden Bebauungsplan 
grundsätzlich die Zulässigkeit von „Nebenanlagen und Einrichtungen im Sinne des 
§ 14 (1) BauNVO gegeben. 

In Ergänzung hierzu ist im Rahmen einer vertraglichen Regelung zwischen dem 
Vorhabenträger und der Stadt der dargestellte Sachverhalt und die sich hieraus er-
bende Aufgabe des Vorhabenträgers zur Schließung der Versorgungslücke zu klä-
ren. 

Dieser Vertrag ist vor der Fassung des Satzungsbeschlusses in unterschriebener 
Form vorzulegen. 

Zudem liegt das Plangebiet unmittelbar an der Nette, so dass im Bedarfsfall hieraus 
etwaig fehlendes Löschwasser „kompensiert“ werden kann. Darüber hinaus ist un-
mittelbar gegenüber dem Wohnhaus des landwirtschaftlichen Anwesens ein Hyd-
rant vorhanden.  

 

Anordnung der Hydranten 

Die Anregungen zur Anordnung der Hydranten zur Entnahme von Löschwasser be-
treffen grundsätzlich nicht den Zuständigkeits- und Aufgabenbereich der Bauleitpla-
nung.  

Sie sind vielmehr in der nachfolgenden Ausbau- und Erschließungsplanung zu be-
rücksichtigen. 
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In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, dass gegenüber dem Wohnhaus des 
landwirtschaftlichen Anwesens bereits ein Hydrant vorhanden ist. 

Für die Ebene des Bebauungsplans besteht kein weiterer planerischer bzw. abwä-
gungsrelevanter Handlungsbedarf.  

 

 

Handlungsempfehlungen für das weitere Verfahren 

Die Ausführungen in der abwägenden Stellungnahme zur Löschwasserversorgung 
sind entsprechend den Ausführungen in der abwägenden Stellungnahme zu regeln. 

Die Anregungen zur Anordnung der Hydranten werden zur Kenntnis genommen.  

 

 Abstimmungsergebnis 

Etwaige Anträge: 

 

 

Beschlussfassung: 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig/  Zustimmungen 

   Ablehnungen 

   Stimmenthaltungen 
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4.6 Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Gesundheitsamt, Schreiben vom 09.07.2019 
 

 Stellungnahme 
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 Auswertung 

Der vorliegende Bebauungsplan schafft u.a. die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für gewerbliche Anlagen und Einrichtungen, die der energetischen Herstellung 
und Nutzung von Strom, Wärme und Biokohle aus pflanzlichen Rohstoffen wie Land-
schaftspflegeholz und Waldrestholz dienen. Die gewerbliche Nutzung und Weiterver-
arbeitung der im Prozess anfallenden Produkte sind ebenfalls zulässig. 

Lt. vorliegender Planung des Vorhabenträgers ist derzeit eine Anlage mit einer 
elektrischen Leistung von max. 600 kW und einer thermischen Leistung von maximal 
950 kW geplant. In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass eine Anlage in 
dieser Größenordnung in der Abstandsliste des Ministeriums für Umwelt vom 
26.02.1992 nicht enthalten sind. 

In Anlehnung an § 3 der 30. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über Anlagen zur biologischen Behandlung von Abfäl-
len – 30. BImSchV) bzw. der TA Luft  nach Ziffer 5.4.8.6 (Anlagen zur biologischen 
Behandlung von Abfällen) soll zwischen Anlage und der nächsten vorhandenen 
Wohnbebauung oder in einem Bebauungsplan festgesetzten Wohnbebauung ein 
Mindestabstand von 300 m (bei geschlossenen Anlagen) bzw. 500 m (bei offenen 
Anlagen) eingehalten werden. 

Die landwirtschaftliche Hofstelle ist derzeit aus bauplanungsrechtlicher Sicht dem Au-
ßenbereich nach § 35 BauGB zuzuordnen. Ebenso unterliegen das Tierheim, eine 
weitere, östlich des Bebauungsplangebiets gelegene landwirtschaftliche Hofstelle, 
die Schiefergrube „Katzenberg“ sowie der Bernardshof als die dem Plangebiet 
nächstgelegene Einrichtungen im Außenbereich. Hieraus ergibt sich zum einen ein 
geringerer Schutzanspruch gegenüber einer emittierenden Anlage. Des Weiteren 
sind diese Einrichtungen von ihrer Nutzung und Charakter her nicht als wohngebiets-
typische Einrichtungen einzustufen und weisen einen höheren Störgrad als die in der 
Baunutzungsverordnung angeführten Wohngebiete (§§ 3 bis 4a BauNVO) auf. Somit 
ist diesen Einrichtungen eine höhere Beeinträchtigung zumutbar und der  empfoh-
lene Mindestabstand der o.a. Regelwerke greift nicht.  

Außerdem wird in den vorgenannten Regelwerken eine Unterschreitung des Min-
destabstandes zugestanden, wenn die Emissionen an Geruchsstoffen durch primär-
seitige Maßnahmen gemindert oder das geruchsbeladene Abgas in einer Abgasein-
richtung behandelt wird. 

Unter Berücksichtigung des planungsrechtlichen Status ist daher von einer Verein-
barkeit zwischen der vorliegenden Planung und den schutzbedürftigen Einrichtungen 
in der Umgebung auszugehen. 

Zur Schaffung einer eindeutigen Beurteilungsgrundlage für die Planvollzugsebene 
wird eine Ergänzung der Textfestsetzung A1(1) Zweckbestimmung“ wie folgt vorge-
nommen (Ergänzung in kursiver Schrift): 

„(1) Zweckbestimmung 

Im Plangebiet ist als Art der baulichen Nutzung ein Sondergebiet mit der Zweckbe-
stimmung „Landwirtschaft und Erneuerbare Energien“ gemäß § 11 (2) BauNVO fest-
gesetzt. 

Das Sondergebiet dient der Unterbringung einer Wirtschaftsstelle eines landwirt-
schaftlichen Betriebs einschließlich der dazugehörigen Wohnungen und Wohnge-
bäude. 
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Weiterhin sind gewerblich Anlagen und Einrichtungen zulässig, die der energetischen 
Herstellung und Nutzung von Strom, Wärme und Biokohle aus pflanzlichen Rohstof-
fen wie Landschaftspflegeholz und Waldrestholz dienen. Die gewerbliche Nutzung 
und Weiterverarbeitung der im Prozess anfallenden Produkte sind ebenfalls zulässig. 

Insgesamt darf eine installierte elektrische Leistung von 900 kW und eine thermische 
Leistung von 1.500 kW (1,5 MW) nicht überschritten werden.“  

 

 Handlungsempfehlungen für das weitere Verfahren  

Die Ausführungen in der abwägenden Stellungnahme werden zur Kenntnis genom-
men.  

Die Textfestsetzung A1(1) Zweckbestimmung“ ist entsprechend der Ausführung in 
der abwägenden Stellungnahme zu ergänzen. 

Des Weiteren ist der Sachverhalt in den Teil B „Umweltbericht“ zum Bebauungsplan 
einzuarbeiten. 

 

 Abstimmungsergebnis 

 

Etwaige Anträge: 

 

 

 

 

Beschlussfassung: 

 

 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig/  Zustimmungen 

   Ablehnungen 

   Stimmenthaltungen 
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4.7 Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz, Schreiben vom 19.07.2019 
 

 Stellungnahme 

 

 
  



Stadt Mayen           37 
Bebauungsplan im Bereich „Kirchershof“ Mayen / Mayen-Hausen 
Auswertung 
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 Auswertung 

Bergbau/ Altbergbau 

In die Textfestsetzungen wird unter D „Hinweise auf sonstige geltende Vorschriften“ 
folgender Hinweis aufgenommen: 

„Das Landesamt für Geologie und Bergbau (LBG) hat mit Schreiben vom 19.07.2019, 
Az.: 3240-0793-19/V1 mitgeteilt, dass der Geltungsbereich des Bebauungsplans im 
Bereich des unter Bergaufsicht stehenden Dachschiefergewinnungsbetriebs „Kat-
zenberg“ liegt. 

Der Betreiber ist die Firma I.B. Rathscheck Söhne KG Moselschiefer-Bergwerke. 

Der Abbau im Dachschieferbergwerk wurde eingestellt. Dem LBG liegt ein Ab-
schlussbetriebsplan vor, der sich derzeit im bergrechtlichen Genehmigungsverfahren 
befindet.  

Aus den vorhandenen Unterlagen geht hervor, dass im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans kein Bergbau dokumentiert ist. 

Die Grubenbaue (Strecken) der Dachschiefergrube „Katzenberg“ befinden sich je-
doch unmittelbar östlich des Plangebiets in einer Treufe von ca. 100 m. Die Gewin-
nungsbereiche von Dachschiefer liegen ab ca. 50 m nordsötlich des plangebiets. 

Sofern bei der Realisierung von Vorhaben im Geltungsbereich Indizien für Bergbau 
auftreten, wird die Einbeziehung eines Baugrundberaters bzw. Geotechnikers zu ei-
ner objektbezogenen Baugrunduntersuchungen empfohlen.“ 

 

Boden/ Baugrund - allgemein 

Die Ausführungen zur Lage des Plangebiets in der Netteaue und den sich hieraus 
ergebenden Konsequenzen mit der Empfehlung auf den Verzicht von Versickerungs-
anlagen wird zur Kenntnis genommen. 

Für die Niederschlagswasserbeseitigung stehen verschiedene Alternativen zur Ver-
fügung wie etwa die breitflächige Versickerung auf den zum Betrieb gehörenden land-
wirtschaftlichen Nutzflächen (= Hofanschlussflächen) oder eine zeitverzögerte Einlei-
tung in die Nette mit Zwischenspeicherung im Plangebiet. Seitens des Vorhabenträ-
gers ist außerdem eine Brauchwassernutzung bzw. Vorhaltung für Löschwasserzwe-
cke angedacht. Hierzu steht u.a. im Bereich zwischen den landwirtschaftlichen Wirt-
schaftsgebäuden und der Nette eine ehemals als Güllebehälter genutzte bauliche 
Anlage zur Verfügung. Insofern müssen nicht „zwingend“ im unmittelbaren Einwir-
kungsbereich entsprechende Versickerungseinrichtungen hergestellt werden. 

Eine ordnungsgemäße und den rechtlichen Vorgaben entsprechende Beseitigung 
der im Plangebiet anfallenden Niederschlagswasser ist möglich. Im Übrigen handelt 
es sich weitestgehend um eine Überplanung einer vorhandenen landwirtschaftlichen 
Hofstelle. Die Flächen sind überwiegend bebaut bzw. weisen einen hohen versiege-
lungsgrad auf. Mit der Planung wird gegenüber der Bestandssituation keine wesent-
lich geänderte Situation im Hinblick auf eine ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung 
erfolgen. 

Die abschließende Klärung der Niederschlagswasserbeseitigung erfolgt in der Plan-
vollzugsebene erfolgen. Hierbei ist bei Bedarf ein wasserrechtliches Verfahren durch-
zuführen. 

Die Anregung zur Baugrunduntersuchung ist in den Textfestsetzungen unter D2 be-
reits enthalten. 
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Die Hinweise unter Ordnungsbuchstabe D werden wie folgt ergänzt: 

„Bei Eingriffen in den Boden sowie dem Umgang mit Boden sind die einschlägigen 
Vorschriften wie die Bundesbodenschutzverordnung und die DIN 19731 sowie DIN 
18915 zu beachten. Bei der Entsorgung der Böden wird - aus Sicht des Abfallrechts 
– zudem auf die LAGA M 20, TR Boden, verwiesen (Quelle der DIN-Vorschriften: 
www.beuth-verlag.de). 

 

Boden/ Baugrund – mineralische Rohstoffe 

Seitens der Unteren Landesplanungsbehörde wurde im Rahmen des Antrags auf lan-
desplanerische Stellungnahme in Form einer „Zwischennachricht“ auf die der Bau-
leitplanung entgegenstehenden Ziele der Raumordnung hingewiesen. 

Hier sind u.a. die tlw. Lage in einem Regionalen Grünzug sowie in einem Vorrangge-
biet für den Rohstoffabbau anzuführen. Diese Vorgaben hätten bei der Fortführung 
des Bauleitplanverfahrens in seinen ursprünglichen Grenzen die Durchführung eines 
Zielabweichungsverfahrens zur Folge gehabt. 

Diese Vorgaben hat die Reduzierung des Geltungsbereichs zur Folge. Nach Rück-
sprache mit der Unteren Landesplanungsbehörde ist die reduzierte Fassung des Gel-
tungsbereichs mit den Zielen der Raumordnung vereinbar und von der Durchführung 
eines raumordnerischen Verfahrens kann abgesehen werden. Diese Vorgaben sind 
auch bei der Festlegung etwaiger externer Kompensationsflächen zu berücksichti-
gen. Nachfolgend ist der Geltungsbereich „neu“ dargestellt: 
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 Handlungsempfehlungen für das weitere Verfahren 

Die Anregungen zu den Belangen Bergbau/ Altbergbau sowie Boden und Baugrund 
– allgemein werden entsprechend den Ausführungen in der abwägenden Stellung-
nahme jeweils in Form eines Hinweises berücksichtigt. 

Die Ausführungen zur Lage im Bereich der Netteaue und den sich hieraus möglich-
erweise ergebenden Konsequenzen für eine angedachte Versickerung werden zur 
Kenntnis genommen.  

Unter Berücksichtigung der Ausführungen in der auswertenden Stellungnahme wird 
der Geltungsbereich des Bebauungsplans entsprechend der beigefügten Abbildung 
reduziert. 

  

 Abstimmungsergebnis 

 

Etwaige Anträge: 

 

 

 

 

Beschlussfassung: 

 

 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig/  Zustimmungen 

   Ablehnungen 

   Stimmenthaltungen 
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4.8 Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Schreiben vom 09.07.2019 
 

 Stellungnahme 
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 Auswertung 

1. Betroffenheit einer benachbarten landwirtschaftlichen Hofstelle 

Grundsätzlich ist auf die Ausführungen zur Stellungnahme des Pettenten 1 in Ziffer 
3.1 dieser Abwägungsvorlage zu verweisen. 

Als Ergebnis der Auswertung der in den frühzeitigen Beteiligungsverfahren eingegan-
genen Stellungnahmen zeigt sich, dass aufgrund der vorgebrachten fachbehördlicher 
Belange eine Reduzierung des bisherigen Geltungsbereiches sinnvoll ist. Insbeson-
dere die Ziele der Raumordnung stehen der vorliegenden Bauleitplanung derzeit ent-
gegen. 

So liegt das Plangebiet tlw. in einem Regionalen Grünzug und vollständig in einem 
Vorranggebiet für den Rohstoffabbau. Diese Vorranggebiete sind der gemeindlichen 
Abwägung nicht zugänglich und hätten bei der Fortführung des Bauleitplanverfahrens 
in seinen ursprünglichen Grenzen die Durchführung eines Zielabweichungsverfah-
rens zur Folge gehabt. 

Auch die Berücksichtigung weiterer fachbehördlicher Belange wie etwa die Vorgaben 
der Wasserwirtschaft zum Gewässer II. Ordnung oder die angrenzenden natur-
schutzrechtlichen Schutzgebiete begründen eine Reduzierung des Geltungsbereichs 
im Hinblick auf die Gewährleistung einer nachhaltigen städtebaulich geordneten Ent-
wicklung und einer umweltverträglichen Planung.  

Mit der Reduzierung und der sich hieraus ergebenden Herausnahme u.a. der im süd-
östlichen Teil des bisherigen Geltungsbereichs gelegenen Flächen wird den Anre-
gungen des Petenten Rechnung getragen. Ein Heranrücken der gewerblichen Nut-
zung an seine Hofstelle ist somit aus planungsrechtlicher Sicht nicht möglich und die 
aus Sicht des Petenten angeführten Beeinträchtigungen in Form von Lärm und Ge-
ruch aus der gewerblichen Nutzung sind nicht zu erwarten.  

Der Geltungsbereich Neu“ erfasst die Hofstelle mit ihren vorhandenen Wirtschafts- 
und Wohngebäuden sowie eine derzeit noch unbebaute Fläche nordöstlich dieser 
Gebäude. Diese unbebaute Fläche dient bereits heute als Hofanschlussfläche und 
unterliegt einer intensiven Nutzung. Durch das ständige Befahren mit landwirtschaft-
lichen Fahrzeugen sowie dem Abstellen von landwirtschaftlichen Geräten weist die 
Fläche schon anthropogene Vorbelastungen auf. 

Insgesamt trägt die Reduzierung des Geltungsbereichs den Anregungen des Peten-
ten Rechnung und dessen Anregungen werden berücksichtigt. 

Nachfolgend ist der Geltungsbereich „neu“ dargestellt. 
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2. Externe Ausgleichsflächen 

„Veranlasser“ der Planung ist der Eigentümer des landwirtschaftlichen Betriebs „Kir-
chershof“. Im Rahmen einer vertraglichen Vereinbarung nach § 11 BauGB hat sich 
der Eigentümer gegenüber der Stadt zur Übernahme aller durch die vorliegende Bau-
leitplanung entstehenden Kosten und Verpflichtungen wie etwa die Bereitstellung und 
Umsetzung etwaiger externer Ausgleichsflächen und –maßnahmen bereit erklärt. 

Somit werden im Bedarfsfall ausschließlich im Eigentum bzw. der dauerhaften Ver-
fügbarkeit des „Planveranlasssers“ stehende Flächen für Ausgleichszwecke heran-
gezogen. 

Eine nachhaltige Beeinträchtigung für die Landwirtschaft ist im vorliegenden Pla-
nungsfall daher nicht zu erwarten. 

 

 Handlungsempfehlungen für das weitere Verfahren 

Unter Berücksichtigung der Ausführungen in der auswertenden Stellungnahme wird 
der Geltungsbereich des Bebauungsplans entsprechend der beigefügten Abbildung 
reduziert. 

Die Ausführungen zur möglichen Bereitstellung externer Ausgleichsflächen werden 
zur Kenntnis genommen. 
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 Abstimmungsergebnis 
 
Etwaige Anträge: 
 
 
 
 
 
Beschlussfassung: 
 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig/  Zustimmungen 
   Ablehnungen 
   Stimmenthaltungen 
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4.9 Stadtwerke Mayen GmbH, Schreiben vom 19.06.2019 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stellungnahme 
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Auswertung 

Die im Lageplan dargestellte Leitung durchläuft das Plangebiet im westlichen Teil des 
Bebauungsplangebiets. Dabei verläuft die Versorgungsleitung tlw. innerhalb der fest-
gesetzten öffentlichen Verkehrsfläche. Für diesen Leitungsabschnitt ist eine hinrei-
chende Sicherung gegeben, so dass die Festsetzung eines Leitungsrechts nach § 9 
(1) Nr. 21 BauGB nicht notwendig wird. 

Jedoch liegt ein Teil der Leitung innerhalb einer westlich der Verkehrsfläche festge-
setzten Sondergebietsfläche und somit auf privaten Grundstücksteilen. 

Zur planungsrechtlichen Sicherung ist die Festsetzung eines Leitungsrechts zuguns-
ten des Versorgungsträgers nach § 9 (1) Nr. 21 BauGB notwendig. Neben der pla-
nungsrechtlichen Sicherung der Leitung wird hiermit auch das Betretungsrecht für die 
Instandsetzung und Unterhaltung der Leitung herbeigeführt. Allerdings bedarf es 
auch einer dinglichen Sicherung etwa die Eintragung einer Grunddienstbarkeit, um 
die vorgenannten rechte zu begründen.  

Die Anregung der Stadtwerke ist berücksichtigt und für die Ebene der Bauleitplanung 
besteht kein weiterer planerischer bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf. 

 

 

 

Handlungsempfehlungen für das weitere Verfahren 

Die Anregungen sind entsprechend den Ausführungen in der auswertenden Stellung-
nahme bereits berücksichtigt. 

 

 Abstimmungsergebnis 

Etwaige Anträge: 

 

 

y 

 

 

Beschlussfassung: 

 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig/  Zustimmungen 

   Ablehnungen 

   Stimmenthaltungen 
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4.10 Deutsche Telekom Technik GmbH, Schreiben vom 07.06.2019 
 

 Stellungnahme 
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 Auswertung 

Durch die Reduzierung des Geltungsbereichs des vorliegenden Bauleitplans ergibt 
sich für die Belange des Versorgungsträgers keine Betroffenheit mehr.   

Für die Ebene des vorliegenden Bebauungsplans besteht kein weiterer planerischer 
bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf. 

 

 Handlungsempfehlungen für das weitere Verfahren 

Unter Berücksichtigung der Ausführungen in der abwägenden Stellungnahme und 
der hier angeführten Reduzierung des Geltungsbereichs besteht kein weiterer plane-
rischer bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf. 

 

 Abstimmungsergebnis 

 

Etwaige Anträge: 

 

 

 

Beschlussfassung: 

 

 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig/  Zustimmungen 

   Ablehnungen 

   Stimmenthaltungen 
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4.11 PLEDOC GmbH, Schreiben vom 28.06.2019 
 

 Stellungnahme 
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 Auswertung 

Durch die Reduzierung des Geltungsbereichs des vorliegenden Bauleitplans ergibt 
sich für die Belange des Versorgungsträgers keine Betroffenheit mehr.   

Für die Ebene des vorliegenden Bebauungsplans besteht kein weiterer planerischer 
bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf. 

 

 Handlungsempfehlungen für das weitere Verfahren 

Unter Berücksichtigung der Ausführungen in der abwägenden Stellungnahme und 
der hier angeführten Reduzierung des Geltungsbereichs besteht kein weiterer plane-
rischer bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf. 

 

 Abstimmungsergebnis 

 

Etwaige Anträge: 

 

 

 

Beschlussfassung: 

 

 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig/  Zustimmungen 

   Ablehnungen 

   Stimmenthaltungen 
 


